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Ablauf der Referendumsfrist: 17. Januar 2019

Bundesgesetz
iiber die Steuerreform und die AHV-Finanzierung

(STAF)

vom 28. September 2018

Die Bundesversammlung der Schweizerischen Eidgenossenschafi,
nach Einsicht in die Botschaft des Bundesrates vom 21. Marz 20181,

beschliesst:

I

Die nachstehenden Erlasse werden wie folgt gedndert:

1. Bundesgesetz vom 3. Oktober 20032 iiber den Finanz- und
Lastenausgleich

Art. 3 Abs. 3 zweiter und dritter Satz

3 ... Bei den Vermdgen der natiirlichen Personen beriicksichtigt er nur den Zuwachs.
Bei den Gewinnen der juristischen Personen tragt er der im Vergleich zu den Ein-
kommen und Vermdgen der natiirlichen Personen unterschiedlichen steuerlichen
Ausschopfung Rechnung; dabei unterscheidet er insbesondere zwischen den Gewin-
nen nach Artikel 245 des Bundesgesetzes vom 14. Dezember 19903 iiber die Har-
monisierung der direkten Steuern der Kantone und Gemeinden (StHG) und den
iibrigen Gewinnen.

Art. 23a Ubergangsbestimmungen zur Anderung vom 28. September 2018

I Fiir die ersten fiinf Jahre nach der Inkraftsetzung der Anderung vom 28. September
2018 beriicksichtigt der Bundesrat weiterhin den besonderen Steuerstatus von juris-
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tischen Personen nach Artikel 28 Absétze 2—44 StHGS bisherigen Rechts. In dieser
Zeit berechnet sich der massgebende Gewinn nach Artikel 3 Absatz 3 des vorliegen-
den Gesetzes in der bis zur Inkraftsetzung dieser Anderung geltenden Fassung. Es
werden die Faktoren Beta des Referenzjahres 2020 angewendet. Die mit den Fakto-
ren Beta gewichteten Gewinne fliessen in die Berechnung des Ressourcenpotenzials
der entsprechenden Referenzjahre ein; ab dem zweiten Jahr nach der Inkraftsetzung
wird das Volumen dieser Gewinne jahrlich um einen Fiinftel reduziert.

2 Diese Berechnungsweise wird auch angewendet, wenn die juristische Person nach
dem 31. Dezember 2016 freiwillig auf ihren besonderen Steuerstatus verzichtet hat.

3 Vom fiinften bis zum elften Referenzjahr nach der Inkraftsetzung dieser Anderung
kann der Bundesrat Untergrenzen und Obergrenzen flir die Faktoren einfiihren, mit
denen bei der Berechnung des Ressourcenpotenzials nach Artikel 3 Absatz 3 die
Gewinne der juristischen Personen beriicksichtigt werden.

4In den Jahren nach Absatz 3 richtet sich die nach Artikel 6 Absatz 3 angestrebte
Mindestausstattung nach den massgebenden Ressourcen im vierten Jahr nach der
Inkraftsetzung der Anderung. Zu diesem Zweck leistet der Bund den betroffenen
Kantonen Ergénzungsbeitrdge von jéhrlich 180 Millionen Franken.

2. Bundesgesetz vom 14. Dezember 19906 iiber die direkte Bundessteuer

Ingress
gestiitzt auf die Artikel 128 und 129 der Bundesverfassung?’,

Art. 18b Abs. 1

I Dividenden, Gewinnanteile, Liquidationsiiberschiisse und geldwerte Vorteile aus
Aktien, Anteilen an Gesellschaften mit beschrinkter Haftung, Genossenschafts-
anteilen und Partizipationsscheinen sowie Gewinne aus der Verdusserung solcher
Beteiligungsrechte sind nach Abzug des zurechenbaren Aufwandes im Umfang von
70 Prozent steuerbar, wenn diese Beteiligungsrechte mindestens 10 Prozent des
Grund- oder Stammkapitals einer Kapitalgesellschaft oder Genossenschaft darstel-
len.

Art. 20 Abs. 15 und 3—7

Ibis Dividenden, Gewinnanteile, Liquidationsiiberschiisse und geldwerte Vorteile
aus Aktien, Anteilen an Gesellschaften mit beschrankter Haftung, Genossenschafts-
anteilen und Partizipationsscheinen (einschliesslich Gratisaktien, Gratisnennwert-
erhdhungen u. dgl.) sind im Umfang von 70 Prozent steuerbar, wenn diese Beteili-
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gungsrechte mindestens 10 Prozent des Grund- oder Stammkapitals einer Kapitalge-
sellschaft oder Genossenschaft darstellen.

3 Die Riickzahlung von Einlagen, Aufgeldern und Zuschiissen (Reserven aus Kapi-
taleinlagen), die von den Inhabern der Beteiligungsrechte nach dem 31. Dezember
1996 geleistet worden sind, wird gleich behandelt wie die Riickzahlung von Grund-
oder Stammbkapital. Absatz 4 bleibt vorbehalten.

4 Schiittet eine Kapitalgesellschaft oder Genossenschaft, die an einer schweizeri-
schen Borse kotiert ist, bei der Riickzahlung von Reserven aus Kapitaleinlagen nach
Absatz 3 nicht mindestens im gleichen Umfang iibrige Reserven aus, so ist die
Riickzahlung im Umfang der halben Differenz zwischen der Riickzahlung und der
Ausschiittung der iibrigen Reserven steuerbar, hochstens aber im Umfang der in der
Gesellschaft vorhandenen, handelsrechtlich ausschiittungsfahigen iibrigen Reserven.

5 Absatz 4 ist nicht anwendbar auf Reserven aus Kapitaleinlagen:

a. die bei fusionsdhnlichen Zusammenschliissen durch Einbringen von Beteili-
gungs- und Mitgliedschaftsrechten an einer auslédndischen Kapitalgesell-
schaft oder Genossenschaft nach Artikel 61 Absatz 1 Buchstaben c oder
durch eine grenziiberschreitende Ubertragung auf eine inlindische Tochter-
gesellschaft nach Artikel 61 Absatz 1 Buchstabe d nach dem 24. Februar
2008 entstanden sind;

b. die im Zeitpunkt einer grenziiberschreitenden Fusion oder Umstrukturierung
nach Artikel 61 Absatz 1 Buchstabe b und Absatz 3 oder der Verlegung des
Sitzes oder der tatsdchlichen Verwaltung nach dem 24. Februar 2008 bereits
in einer auslidndischen Kapitalgesellschaft oder Genossenschaft vorhanden
waren;

c. im Falle der Liquidation der Kapitalgesellschaft oder Genossenschaft.

6 Die Absitze 4 und 5 gelten sinngeméss auch fiir Reserven aus Kapitaleinlagen, die
flir die Ausgabe von Gratisaktien oder fiir Gratisnennwerterhohungen verwendet
werden.

7 Entspricht bei der Riickgabe von Beteiligungsrechten an einer Kapitalgesellschaft
oder Genossenschaft, die an einer schweizerischen Borse kotiert ist, die Riickzah-
lung der Reserven aus Kapitaleinlagen nicht mindestens der Hélfte des erhaltenen
Liquidationsiiberschusses, so vermindert sich der steuerbare Anteil dieses Liquida-
tionsiiberschusses um die halbe Differenz zwischen diesem Anteil und der Riickzah-
lung, hochstens aber im Umfang der in der Gesellschaft vorhandenen Reserven aus
Kapitaleinlagen, die auf diese Beteiligungsrechte entfallen.

Art. 20a Abs. 1 Bst. b

' Als Ertrag aus beweglichem Vermdgen im Sinne von Artikel 20 Absatz 1 Buch-
stabe c gilt auch:

b. der Erlés aus der Ubertragung einer Beteiligung am Grund- oder Stamm-
kapital einer Kapitalgesellschaft oder Genossenschaft aus dem Privatvermo-
gen in das Geschiftsvermogen einer Personenunternehmung oder einer juris-
tischen Person, an welcher der Veriusserer oder Einbringer nach der Uber-
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tragung zu mindestens 50 Prozent am Kapital beteiligt ist, soweit die
gesamthaft erhaltene Gegenleistung die Summe aus dem Nennwert der iiber-
tragenen Beteiligung und den Reserven aus Kapitaleinlagen nach Artikel 20
Absitze 3-7 tibersteigt; dies gilt sinngeméss auch, wenn mehrere Beteiligte
die Ubertragung gemeinsam vornehmen.

Art. 58 Abs. 1 Bst. ¢ zweiter Satz
Aufgehoben

Art. 61a Aufdeckung stiller Reserven bei Beginn der Steuerpflicht

I Deckt die steuerpflichtige Person bei Beginn der Steuerpflicht stille Reserven
einschliesslich des selbst geschaffenen Mehrwerts auf, so unterliegen diese nicht der
Gewinnsteuer. Nicht aufgedeckt werden diirfen stille Reserven einer Kapitalgesell-
schaft oder Genossenschaft aus Beteiligungen von mindestens 10 Prozent am
Grund- oder Stammkapital oder am Gewinn und an den Reserven einer anderen
Gesellschaft.

2 Als Beginn der Steuerpflicht gelten die Verlegung von Vermogenswerten, Betrie-
ben, Teilbetrieben oder Funktionen aus dem Ausland in einen inldndischen Ge-
schiftsbetrieb oder in eine inldndische Betriebsstétte, das Ende einer Steuerbefrei-
ung nach Artikel 56 sowie die Verlegung des Sitzes oder der tatsdchlichen
Verwaltung in die Schweiz.

3 Die aufgedeckten stillen Reserven sind jéhrlich zum Satz abzuschreiben, der fiir
Abschreibungen auf den betreffenden Vermdgenswerten steuerlich angewendet
wird.

4 Der aufgedeckte selbst geschaffene Mehrwert ist innert zehn Jahren abzuschreiben.

Art. 61b Besteuerung stiller Reserven am Ende der Steuerpflicht

1 Endet die Steuerpflicht, so werden die in diesem Zeitpunkt vorhandenen, nicht
versteuerten stillen Reserven einschliesslich des selbst geschaffenen Mehrwerts
besteuert.

2 Als Ende der Steuerpflicht gelten die Verlegung von Vermdgenswerten, Betrieben,
Teilbetrieben oder Funktionen aus dem Inland in einen ausldndischen Geschéftsbe-
trieb oder in eine auslindische Betriebsstitte, der Ubergang zu einer Steuerbefreiung
nach Artikel 56 sowie die Verlegung des Sitzes oder der tatsdchlichen Verwaltung
ins Ausland.

Art. 125 Abs. 3

3 Zudem haben Kapitalgesellschaften und Genossenschaften das ihrer Veranlagung
zur Gewinnsteuer dienende Eigenkapital am Ende der Steuerperiode oder der Steu-
erpflicht auszuweisen. Dieses besteht aus dem einbezahlten Grund- oder Stamm-
kapital, den in der Handelsbilanz ausgewiesenen Reserven aus Kapitaleinlagen nach
Artikel 20 Absétze 3—7, den offenen und den aus versteuertem Gewinn gebildeten
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stillen Reserven sowie aus jenem Teil des Fremdkapitals, dem wirtschaftlich die
Bedeutung von Eigenkapital zukommt.

Art. 196 Abs. 1 und 1bis

1 Die Kantone liefern 78,8 Prozent der bei ihnen eingegangenen Steuerbetrige,
Bussen wegen Steuerhinterziehung oder Verletzung von Verfahrenspflichten sowie
Zinsen dem Bund ab.

Ibis Sie gelten den Gemeinden die Auswirkungen der Aufhebung der Artikel 28
Absitze 2-58 und 29 Absatz 2 Buchstabe b® des Bundesgesetzes vom 14. Dezember
199010 iiber die Harmonisierung der direkten Steuern der Kantone und Gemeinden
angemessen ab.

3. Bundesgesetz vom 14. Dezember 1990!! iiber die Harmonisierung
der direkten Steuern der Kantone und Gemeinden

Titel

Bundesgesetz
iber die Harmonisierung der direkten Steuern
der Kantone und Gemeinden

(Steuerharmonisierungsgesetz, StHG)

Art. 7 Abs. 1 dritter und vierter Satz

1., Dividenden, Gewinnanteile, Liquidationsiiberschiisse und geldwerte Vorteile
aus Aktien, Anteilen an Gesellschaften mit beschrinkter Haftung, Genossenschafts-
anteilen und Partizipationsscheinen (einschliesslich Gratisaktien, Gratisnennwert-
erh6hungen u. dgl.) sind im Umfang von 50 Prozent steuerbar, wenn diese Beteili-
gungsrechte mindestens 10 Prozent des Grund- oder Stammkapitals einer Kapital-
gesellschaft oder Genossenschaft darstellen. Die Kantone konnen eine hohere Be-
steuerung vorsehen.

Art. 7a Abs. 1 Bst. b
I Als Vermdgensertrag im Sinne von Artikel 7 Absatz 1 gilt auch:

b. der Erlds aus der Ubertragung einer Beteiligung am Grund- oder Stamm-
kapital einer Kapitalgesellschaft oder Genossenschaft aus dem Privatvermo-
gen in das Geschéftsvermogen einer Personenunternehmung oder einer juris-
tischen Person, an welcher der Veriusserer oder Einbringer nach der Uber-
tragung zu mindestens 50 Prozent am Kapital beteiligt ist, soweit die

8 AS 1991 1256, 1998 669
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10 SR 642.14

11 SR 642.14

6035



Steuerreform und AHV-Finanzierung. BG BB12018

gesamthaft erhaltene Gegenleistung die Summe aus dem Nennwert der tiber-
tragenen Beteiligung und den Reserven aus Kapitaleinlagen nach Artikel 75
iibersteigt; dies gilt sinngemiss auch, wenn mehrere Beteiligte die Ubertra-
gung gemeinsam vornehmen.

Art. 7b Kapitaleinlagenprinzip

I Die Riickzahlung von Einlagen, Aufgeldern und Zuschiissen (Reserven aus Kapi-
taleinlagen), die von den Inhabern der Beteiligungsrechte nach dem 31. Dezember
1996 geleistet worden sind, wird gleich behandelt wie die Riickzahlung von Grund-
oder Stammkapital. Absatz 2 bleibt vorbehalten.

2 Schiittet eine Kapitalgesellschaft oder Genossenschaft, die an einer schweizeri-
schen Borse kotiert ist, bei der Riickzahlung von Reserven aus Kapitaleinlagen nach
Absatz 1 nicht mindestens im gleichen Umfang iibrige Reserven aus, so ist die
Riickzahlung im Umfang der halben Differenz zwischen der Riickzahlung und der
Ausschiittung der iibrigen Reserven steuerbar, hdchstens aber im Umfang der in der
Gesellschaft vorhandenen, handelsrechtlich ausschiittungsfahigen iibrigen Reserven.

3 Absatz 2 ist nicht anwendbar auf Reserven aus Kapitaleinlagen:

a. die bei fusionsdhnlichen Zusammenschliissen durch Einbringen von Beteili-
gungs- und Mitgliedschaftsrechten an einer ausldndischen Kapitalgesell-
schaft oder Genossenschaft nach Artikel 24 Absatz 3 Buchstabe ¢ oder durch
eine grenziiberschreitende Ubertragung auf eine inldndische Tochtergesell-
schaft nach Artikel 24 Absatz 3 Buchstabe d nach dem 24. Februar 2008
entstanden sind;

b. die im Zeitpunkt einer grenziiberschreitenden Fusion oder Umstrukturierung
nach Artikel 24 Absatz 3 Buchstabe b und Absatz 3duater oder der Verlegung
des Sitzes oder der tatséchlichen Verwaltung nach dem 24. Februar 2008 be-
reits in einer auslidndischen Kapitalgesellschaft oder Genossenschaft vorhan-
den waren;

c. im Falle der Liquidation der der Kapitalgesellschaft oder Genossenschaft.

4 Die Absitze 2 und 3 gelten sinngemdiss auch fiir Reserven aus Kapitaleinlagen, die
fiir die Ausgabe von Gratisaktien oder fiir GratisnennwerterhShungen verwendet
werden.

5 Entspricht bei der Riickgabe von Beteiligungsrechten an einer Kapitalgesellschaft
oder Genossenschaft, die an einer schweizerischen Borse kotiert ist, die Riickzah-
lung der Reserven aus Kapitaleinlagen nicht mindestens der Hélfte des erhaltenen
Liquidationsiiberschusses, so vermindert sich der steuerbare Anteil dieses Liquida-
tionsiiberschusses um die halbe Differenz zwischen diesem Anteil und der Riickzah-
lung, hochstens aber im Umfang der in der Gesellschaft vorhandenen Reserven aus
Kapitaleinlagen, die auf diese Beteiligungsrechte entfallen.

Art. 8 Abs. 2quinquies

2quinquies Dividenden, Gewinnanteile, Liquidationsiiberschiisse und geldwerte Vortei-
le aus Aktien, Anteilen an Gesellschaften mit beschrinkter Haftung, Genossen-
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schaftsanteilen und Partizipationsscheinen sowie Gewinne aus der Verdusserung
solcher Beteiligungsrechte sind nach Abzug des zurechenbaren Aufwandes im
Umfang von 50 Prozent steuerbar, wenn diese Beteiligungsrechte mindestens
10 Prozent des Grund- oder Stammkapitals einer Kapitalgesellschaft oder Genossen-
schaft darstellen. Die Kantone konnen eine hohere Besteuerung vorsehen. Die
Teilbesteuerung auf Verdusserungsgewinnen wird nur gewéhrt, wenn die verdusser-
ten Beteiligungsrechte mindestens ein Jahr im Eigentum der steuerpflichtigen Person
oder Personenunternehmung waren.

Art. 8a Einkommen aus Patenten und vergleichbaren Rechten
bei selbststandiger Erwerbstitigkeit

Fiir das Einkommen aus Patenten und vergleichbaren Rechten bei selbststandiger
Erwerbstitigkeit sind die Artikel 24a und 24b sinngeméss anwendbar.

Art. 10a Abzug von Forschungs- und Entwicklungsaufwand
bei selbststandiger Erwerbstatigkeit

Fiir den Abzug von Forschungs- und Entwicklungsaufwand bei selbststindiger
Erwerbstitigkeit ist Artikel 254 sinngeméss anwendbar.

Art. 14 Abs. 3 zweiter Satz

3 ... Die Kantone konnen fiir Vermdgen, das auf Rechte nach Artikel 8a entfillt,
eine Steuererméssigung vorsehen.

Art. 24 Abs. 3bis erster Satz und 3quater zweiter Satz

3bis Ubertrigt eine Kapitalgesellschaft oder Genossenschaft eine Beteiligung auf eine
auslidndische Konzerngesellschaft, so wird fiir die Differenz zwischen dem Gewinn-
steuerwert und dem Verkehrswert der Beteiligung die Besteuerung aufgeschoben. ...

3quater . Vorbehalten bleibt die Ubertragung auf eine inlindische Tochtergesell-
schaft nach Absatz 3 Buchstabe d.

Art. 24a Patente und vergleichbare Rechte: Begriffe
1 Als Patente gelten:

a. Patente nach dem Europdischen Patentiibereinkommen vom 5. Oktober
197312 in seiner revidierten Fassung vom 29. November 2000 mit Benen-
nung Schweiz;

b. Patente nach dem Patentgesetz vom 25. Juni 195413;

c. ausldndische Patente, die den Patenten nach den Buchstaben a oder b ent-
sprechen.

12 SR 0.232.142.2
13 SR 232.14; AS 2017 2745
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2 Als vergleichbare Rechte gelten:

a. erginzende Schutzzertifikate nach dem Patentgesetz vom 25. Juni 1954 und
deren Verlidngerung;

b. Topographien, die nach dem Topographiengesetz vom 9. Oktober 199214
geschiitzt sind;

c. Pflanzensorten, die nach dem Sortenschutzgesetz vom 20. Mirz 197515
geschiitzt sind;

d. Unterlagen, die nach dem Heilmittelgesetz vom 15. Dezember 200016
geschiitzt sind;

e. Berichte, fiir die gestiitzt auf Ausfithrungsbestimmungen zum Landwirt-
schaftsgesetz vom 29. April 199817 ein Berichtschutz besteht;

f.  auslindische Rechte, die den Rechten nach den Buchstaben a—e entsprechen.

Art. 24b Patente und vergleichbare Rechte: Besteuerung

I Der Reingewinn aus Patenten und vergleichbaren Rechten wird auf Antrag der
steuerpflichtigen Person im Verhéltnis des qualifizierenden Forschungs- und Ent-
wicklungsaufwands zum gesamten Forschungs- und Entwicklungsaufwand pro
Patent oder vergleichbares Recht (Nexusquotient) mit einer Erméssigung von
90 Prozent in die Berechnung des steuerbaren Reingewinns einbezogen. Die Kanto-
ne konnen eine geringere Erméssigung vorsehen.

2 Der Reingewinn aus Patenten und vergleichbaren Rechten, die in Produkten ent-
halten sind, ermittelt sich, indem der Reingewinn aus diesen Produkten jeweils um
6 Prozent der diesen Produkten zugewiesenen Kosten sowie um das Markenentgelt
vermindert wird.

3 Wird der Reingewinn aus Patenten und vergleichbaren Rechten erstmals erméssigt
besteuert, so werden der in vergangenen Steuerperioden bereits berilicksichtigte
Forschungs- und Entwicklungsaufwand sowie ein allfdlliger Abzug nach Artikel 254
zum steuerbaren Reingewinn hinzugerechnet. Im Umfang des hinzugerechneten
Betrags ist eine versteuerte stille Reserve zu bilden. Die Kantone konnen diese
Besteuerung innert fiinf Jahren ab Beginn der ermissigten Besteuerung auf andere
Weise sicherstellen.

4 Der Bundesrat erlédsst weiterfiihrende Bestimmungen, insbesondere:

a. zur Berechnung des erméssigt steuerbaren Reingewinns aus Patenten und
vergleichbaren Rechten, namentlich zum Nexusquotienten;

b. zur Anwendung der Regelung auf Produkte, die nur geringe Abweichungen
voneinander aufweisen und denen dieselben Patente und vergleichbaren
Rechte zugrunde liegen;

14 SR 231.2

15 SR 232.16

16 SR 812.21; AS 2017 2745
17" SR 910.1
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c. zu den Dokumentationspflichten;
d. zum Beginn und Ende der erméssigten Besteuerung; und

e. zur Behandlung der Verluste aus Patenten und vergleichbaren Rechten.

Art. 24c Aufdeckung stiller Reserven bei Beginn der Steuerpflicht

I Deckt die steuerpflichtige Person bei Beginn der Steuerpflicht stille Reserven
einschliesslich des selbst geschaffenen Mehrwerts auf, so unterliegen diese nicht der
Gewinnsteuer. Nicht aufgedeckt werden diirfen stille Reserven einer Kapitalgesell-
schaft oder Genossenschaft aus Beteiligungen von mindestens 10 Prozent am
Grund- oder Stammkapital oder am Gewinn und an den Reserven einer anderen
Gesellschaft.

2 Als Beginn der Steuerpflicht gelten die Verlegung von Vermogenswerten, Betrie-
ben, Teilbetricben oder Funktionen aus dem Ausland in einen inldndischen Ge-
schiftsbetrieb oder in eine inldndische Betriebsstitte, das Ende einer Steuerbefrei-
ung nach Artikel 23 Absatz 1 sowie die Verlegung des Sitzes oder der tatséchlichen
Verwaltung in die Schweiz.

3 Die aufgedeckten stillen Reserven sind jéhrlich zum Satz abzuschreiben, der fiir
Abschreibungen auf den betreffenden Vermdgenswerten steuerlich angewendet
wird.

4 Der aufgedeckte selbst geschaffene Mehrwert ist innert zehn Jahren abzuschreiben.

Art. 24d Besteuerung stiller Reserven am Ende der Steuerpflicht

1 Endet die Steuerpflicht, so werden die in diesem Zeitpunkt vorhandenen, nicht
versteuerten stillen Reserven einschliesslich des selbst geschaffenen Mehrwerts
besteuert.

2 Als Ende der Steuerpflicht gelten die Verlegung von Vermdgenswerten, Betrieben,
Teilbetrieben oder Funktionen aus dem Inland in einen ausléndischen Geschéftsbe-
trieb oder in eine auslindische Betriebsstitte, der Ubergang zu einer Steuerbefreiung
nach Artikel 23 Absatz 1 sowie die Verlegung des Sitzes oder der tatsdchlichen
Verwaltung ins Ausland.

Art. 25a Zusétzlicher Abzug von Forschungs- und Entwicklungsaufwand

I Die Kantone konnen auf Antrag Forschungs- und Entwicklungsaufwand, welcher
der steuerpflichtigen Person direkt oder durch Dritte im Inland indirekt entstanden
ist, um hochstens 50 Prozent iiber den geschéftsmissig begriindeten Forschungs-
und Entwicklungsaufwand hinaus zum Abzug zulassen.

2 Als Forschung und Entwicklung gelten die wissenschaftliche Forschung und die
wissenschaftsbasierte Innovation nach Artikel 2 des Bundesgesetzes vom 14. De-
zember 201218 iiber die Férderung der Forschung und Innovation.

18 SR 420.1
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3 Ein erhohter Abzug ist zuldssig auf:

a. dem direkt zurechenbaren Personalaufwand fiir Forschung und Entwicklung,
zuziiglich eines Zuschlags von 35 Prozent dieses Personalaufwands, hochs-
tens aber bis zum gesamten Aufwand der steuerpflichtigen Person;

b. 80 Prozent des Aufwands fiir durch Dritte in Rechnung gestellte Forschung
und Entwicklung.

4Tst der Auftraggeber der Forschung und Entwicklung abzugsberechtigt, so steht
dem Auftragnehmer dafiir kein Abzug zu.

Art. 25abis Abzug auf Eigenfinanzierung

1 Zum geschiftsmissig begriindeten Aufwand gehort auch der Abzug fiir Eigenfi-
nanzierung, sofern das kantonale Gesetz dies vorsieht und im Hauptort des Kantons
das kumulierte Steuermass von Kanton, Gemeinde und allfélligen anderen Selbst-
verwaltungskorpern iiber den gesamten Tarifverlauf mindestens 13,5 Prozent
betrdgt. Der Abzug entspricht dem kalkulatorischen Zins auf dem Sicherheitseigen-
kapital.

2 Das Sicherheitseigenkapital entspricht dem Teil des in der Schweiz steuerbaren
Eigenkapitals vor einer Ermissigung nach Artikel 29 Absatz 3, der das fiir die
Geschiftstitigkeit langfristig benoétigte Eigenkapital iibersteigt. Es wird mittels
Eigenkapitalunterlegungssitzen berechnet, die nach dem Risiko der Kategorie der
Aktiven abgestuft sind.

3 Ausgeschlossen ist ein kalkulatorischer Zins auf:
a. Beteiligungen nach Artikel 28 Absatz 1;
b. nicht betriebsnotwendigen Aktiven;
c. Aktiven nach Artikel 24a;

d.  den nach Artikel 24¢ aufgedeckten stillen Reserven einschliesslich des selbst
geschaffenen Mehrwerts sowie auf vergleichbaren unversteuert aufgedeck-
ten stillen Reserven;

e. Aktiven im Zusammenhang mit Transaktionen, die eine ungerechtfertigte
Steuerersparnis bewirken, namentlich Forderungen aller Art gegeniiber
Nahestehenden, soweit diese Forderungen aus der Verdusserung von Betei-
ligungen nach Artikel 28 Absitze 1-1ter oder Ausschiittungen stammen.

4 Der kalkulatorische Zinssatz auf dem Sicherheitseigenkapital richtet sich nach der
Rendite von zehnjdhrigen Bundesobligationen. Soweit das Sicherheitseigenkapital
anteilméssig auf Forderungen aller Art gegeniiber Nahestehenden entfillt, kann ein
dem Dirittvergleich entsprechender Zinssatz geltend gemacht werden; Absatz 3
Buchstabe e bleibt vorbehalten.

5 Die Berechnung des kalkulatorischen Zinses auf dem Sicherheitseigenkapital
erfolgt am Ende der Steuerperiode auf der Grundlage:

a. des Durchschnittswerts der einzelnen Aktiven, bewertet zu Gewinnsteuer-
werten wahrend der Steuerperiode;
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b. des Durchschnittswertes des Eigenkapitals wéahrend der Steuerperiode;
c. der Eigenkapitalunterlegungssétze nach den Absétzen 2 und 3; und
d.  der Bestimmungen zum kalkulatorischen Zinssatz nach Absatz 4.

6 Der Bundesrat erldsst die erforderlichen Ausfiihrungsbestimmungen zu den Absit-
zen 2-5.

Art. 25b Entlastungsbegrenzung

1 Die gesamte steuerliche Erméssigung nach den Artikeln 245 Absitze 1 und 2, 254
und 25abs darf nicht hoher sein als 70 Prozent des steuerbaren Gewinns vor Ver-
lustverrechnung, wobei der Nettobeteiligungsertrag nach Artikel 28 Absitze 1
und 1bis ausgeklammert wird, und vor Abzug der vorgenommenen Erméssigungen.

2 Die Kantone konnen eine geringere Erméssigung vorsehen.

3 Es diirfen weder aus den einzelnen Ermédssigungen noch aus der gesamten steuer-
lichen Ermédssigung Verlustvortrage resultieren.

Art. 28 Abs. 2-5
Aufgehoben

Art. 29 Abs. 2 Bst. bund 3
2 Das steuerbare Eigenkapital besteht:
b.  Aufgehoben

3 Die Kantone konnen fiir Eigenkapital, das auf Beteiligungsrechte nach Artikel 28
Absatz 1, auf Rechte nach Artikel 24a sowie auf Darlehen an Konzerngesellschaften
entfallt, eine Steuererméssigung vorsehen.

Art. 72219 Anpassung der kantonalen Gesetzgebung an die Anderung
vom 28. September 2018

I Die Kantone passen ihre Gesetzgebung auf den Zeitpunkt der abschliessenden
Inkraftsetzung der Anderung vom 28. September 2018 den geinderten Artikeln 7
Absatz 1 dritter und vierter Satz, 7a Absatz 1 Buchstabe b, 7b, 8 Absatz 2quinquies
8a, 10a, 14 Absatz 3 zweiter Satz, 24 Absitze 3bis erster Satz und 3quater zweiter
Satz, 24a-24d, 25a, 25abs, 25b, 28 Absitze 2-5, 29 Absitze 2 Buchstabe b und 3
sowie 78¢g an.

2 Ab diesem Zeitpunkt finden die in Absatz 1 genannten Bestimmungen direkt
Anwendung, wenn ihnen das kantonale Steuerrecht widerspricht. In diesem Fall
erldsst die Kantonsregierung die erforderlichen vorldufigen Vorschriften.

3 Die Kantone konnen ihre Gesetzgebung auf einen fritheren Zeitpunkt an Arti-
kel 78g Absitze 1 und 2 anpassen.

19 Der endgiiltige Buchstabe dieser Bestimmung wird im Hinblick auf das Inkrafttreten von
der Bundeskanzlei festgelegt.
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Art. 78g Ubergangsbestimmungen zur Anderung vom 28. September 2018

I Wurden juristische Personen nach Artikel 28 Absitze 2—420 bisherigen Rechts
besteuert, so werden die bei Ende dieser Besteuerung bestehenden stillen Reserven
einschliesslich des selbst geschaffenen Mehrwerts, soweit diese bisher nicht steuer-
bar gewesen wiren, im Falle ihrer Realisation innert den nichsten fiinf Jahren ge-
sondert besteuert.

2Die Hohe der von der juristischen Person geltend gemachten stillen Reserven
einschliesslich des selbst geschaffenen Mehrwerts wird von der Veranlagungsbehor-
de mittels Verfligung festgesetzt.

3 Abschreibungen auf stillen Reserven einschliesslich des selbstgeschaffenen Mehr-
werts, die bei Ende der Besteuerung nach Artikel 28 Absétze 2—4 bisherigen Rechts
aufgedeckt wurden, werden in die Berechnung der Entlastungsbegrenzung nach
Artikel 25b einbezogen.

4. Bundesgesetz vom 22. Juni 19512! iiber die Durchfithrung
von zwischenstaatlichen Abkommen des Bundes zur Vermeidung
der Doppelbesteuerung

Art. 2 Abs. 1 Bst. g
I Der Bundesrat ist insbesondere zustindig:

g. zu bestimmen, unter welchen Voraussetzungen eine schweizerische Be-
triebsstitte eines ausldndischen Unternehmens, die sowohl bei der direkten
Bundessteuer als auch bei den Kantons- und Gemeindesteuern der ordent-
lichen Gewinnsteuer unterliegt, fiir Ertrdge aus einem Drittstaat, die mit
nicht riickforderbaren Steuern belastet sind, die pauschale Steueranrechnung
beanspruchen kann.

5. Bundesgesetz vom 20. Dezember 194622 iiber die Alters- und
Hinterlassenenversicherung

Art. 2 Abs. 4 und 5

4 Die Beitrdge der erwerbstétigen Versicherten betragen 8,7 Prozent des massgeben-
den Einkommens. Die Versicherten miissen aber in jedem Fall den Mindestbeitrag
von 810 Franken im Jahr entrichten.

5 Nichterwerbstitige bezahlen einen Beitrag nach ihren sozialen Verhéltnissen. Der
Mindestbeitrag liegt bei 810 Franken pro Jahr. Der Hochstbeitrag entspricht dem
25-fachen Mindestbeitrag.

200 AS 1991 1256, 1998 669
21 SR 672.2
22 SR 831.10
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Art. 5 Abs. 1

1 Vom Einkommen aus unselbstindiger Erwerbstitigkeit, im folgenden massgeben-
der Lohn genannt, wird ein Beitrag von 4,35 Prozent erhoben.

Art. 6 2. Beitriage der Arbeitnehmer nicht beitragspflichtiger Arbeitgeber

I Arbeitnehmer, deren Arbeitgeber nicht beitragspflichtig ist, bezahlen auf ihrem
massgebenden Lohn Beitrdge von 8,7 Prozent.

2 Die Beitrdge der Arbeitnehmer, deren Arbeitgeber nicht beitragspflichtig sind,
konnen gemiss Artikel 14 Absatz 1 erhoben werden, wenn der Arbeitgeber dem
zustimmt. In diesem Falle betrdgt der Beitragssatz flir den Arbeitgeber und den
Arbeitnehmer je 4,35 Prozent des massgebenden Lohnes.

Art. 8 Beitrage von Einkommen aus selbststdndiger Erwerbstitigkeit
1. Grundsatz

1'Vom Einkommen aus selbststindiger Erwerbstétigkeit wird ein Beitrag von 8,1
Prozent erhoben. Das Einkommen wird fiir die Berechnung des Beitrages auf die
nichsten 100 Franken abgerundet. Betragt es weniger als 56 400 Franken, aber
mindestens 9400 Franken im Jahr, so vermindert sich der Beitragssatz nach einer
vom Bundesrat aufzustellenden sinkenden Skala bis auf 4,35 Prozent.

2 Betrdgt das Einkommen aus selbststédndiger Erwerbstitigkeit 9300 Franken oder
weniger im Jahr, so hat der Versicherte den Mindestbeitrag von 405 Franken im Jahr
zu entrichten, es sei denn, dieser Betrag sei bereits auf seinem massgebenden Lohn
entrichtet worden. In diesem Fall kann er verlangen, dass der Beitrag fiir die selbst-
standige Erwerbstitigkeit zum untersten Satz der sinkenden Skala erhoben wird.

Art. 10 Abs. 1

I Nichterwerbstitige bezahlen einen Beitrag nach ihren sozialen Verhiltnissen. Der
Mindestbeitrag betridgt 405 Franken, der Hochstbeitrag entspricht dem 50-fachen
Mindestbeitrag. Erwerbstitige, die im Kalenderjahr, gegebenenfalls mit Einschluss
des Arbeitgeberbeitrages, weniger als 405 Franken entrichten, gelten als Nicht-
erwerbstdtige. Der Bundesrat kann den Grenzbetrag nach den sozialen Verhéltnissen
des Versicherten erhohen, wenn dieser nicht dauernd voll erwerbstétig ist.

Art. 13 Hohe des Arbeitgeberbeitrages

Der Arbeitgeberbeitrag betrdgt 4,35 Prozent der Summe der an beitragspflichtige
Personen bezahlten massgebenden Lohne.

Art. 103 Abs. 1bis—]quater
1bis Der Bundesbeitrag nach Absatz 1 wird erh6ht. Die Erh6hung entspricht:

a. den geschitzten statischen steuerlichen Auswirkungen fiir Bund, Kantone
und Gemeinden bei:
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1. der Gewinnsteuer,

2. dem Abzug fiir die Eigenfinanzierung und den Anpassungen bei der
Kapitalsteuer,

3. der Dividendenbesteuerung, und
4. dem Kapitaleinlageprinzip;

b. vermindert um:
1. die Mehreinnahmen aus der Erh6hung des AHV-Beitragssatzes, und

2. die Hohe des Bundesanteils am Demografieprozent zugunsten der
AHV.

lter Die Erhohung wird auf Zwanzigstel eines Prozentpunktes gerundet.

lquater Dje Erh6hung wird gestiitzt auf die Schitzung der Werte im Zeitpunkt der
Verabschiedung des Bundesgesetzes vom 28. September 201823 {iber die Steuerre-
form und die AHV-Finanzierung festgelegt.

6. Bundesbeschluss vom 20. Miirz 199824 iiber die Anhebung der
Mehrwertsteuersiitze fiir die AHV/IV

Titel

Bundesgesetz
iber die Anhebung der Mehrwertsteuersétze fiir die AHV

Ingress
gestiitzt auf Artikel 130 Absatz 3 der Bundesverfassung?s,

Art. 1 Anhebung der Steuersitze

Zur Sicherstellung der Finanzierung der Alters- und Hinterlassenenversicherung
(AHV) werden die Mehrwertsteuersitze wie folgt angehoben:

a. der Normalsatz um 1 Prozentpunkt;
b. der reduzierte Satz um 0,3 Prozentpunkte;

c. der Sondersatz fiir Beherbergungsleistungen um 0,5 Prozentpunkte.

Art. 2 Abs. 1-3
! Der gesamte Ertrag aus der Anhebung der Mehrwertsteuersétze geht an die AHV.
2und3 Jufgehoben

23 AS...
24 SR 641.203
25 SR 101
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7. Verrechnungssteuergesetz vom 13. Oktober 196526

Art. 4a Abs. 4

4 Kapitalgesellschaften und Genossenschaften, die an einer schweizerischen Borse
kotiert sind, haben beim Erwerb eigener Beteiligungsrechte nach den Absitzen 1-3
den Liquidationsiiberschuss mindestens zur Hilfte den Reserven aus Einlagen,
Aufgeldern und Zuschiissen (Reserven aus Kapitaleinlagen) zu belasten. Ist diese
Bedingung nicht erfiillt, so wird der Bestand an Reserven aus Kapitaleinlagen dem-
entsprechend korrigiert, hochstens aber im Umfang der vorhandenen Reserven aus
Kapitaleinlagen.

Art. 5 Abs. [bis—]sexies

1bis Die Riickzahlung von Reserven aus Kapitaleinlagen, die von den Inhabern der
Beteiligungsrechte nach dem 31. Dezember 1996 geleistet worden sind, wird gleich
behandelt wie die Riickzahlung von Grund- oder Stammkapital, wenn die Reserven
aus Kapitaleinlagen von der Kapitalgesellschaft oder Genossenschaft in der Han-
delsbilanz auf einem gesonderten Konto ausgewiesen werden und die Gesellschaft
oder Genossenschaft jede Verdnderung auf diesem Konto der Eidgendssischen
Steuerverwaltung (ESTV) meldet. Absatz 1ter bleibt vorbehalten.

lter Kapitalgesellschaften und Genossenschaften, die an einer schweizerischen Borse
kotiert sind, haben bei der Riickzahlung von Reserven aus Kapitaleinlagen nach
Absatz 1bs mindestens im gleichen Umfang iibrige Reserven auszuschiitten. Ist
diese Bedingung nicht erfiillt, so ist die Riickzahlung im Umfang der halben Diffe-
renz zwischen der Riickzahlung und der Ausschiittung der iibrigen Reserven steuer-
bar, hochstens aber im Umfang der vorhandenen, handelsrechtlich ausschiittungs-
fahigen iibrigen Reserven. Im gleichen Umfang sind handelsrechtlich ausschiittungs-
fahige librige Reserven dem gesonderten Konto fiir Reserven aus Kapitaleinlagen
zuzuweisen.

lquater Abgatz 1ter ist nicht anwendbar auf Reserven aus Kapitaleinlagen:

a. die bei fusionsdhnlichen Zusammenschliissen durch Einbringen von Beteili-
gungs- und Mitgliedschaftsrechten an einer ausldndischen Kapitalgesell-
schaft oder Genossenschaft nach Artikel 61 Absatz 1 Buchstabe ¢ DBG oder
durch eine grenziiberschreitende Ubertragung auf eine inlindische Tochter-
gesellschaft nach Artikel 61 Absatz 1 Buchstabe d DBG nach dem 24. Feb-
ruar 2008 entstanden sind;

b. die im Zeitpunkt einer grenziiberschreitenden Fusion oder Umstrukturierung
nach Artikel 61 Absatz 1 Buchstabe b und Absatz 3 DBG oder der Verle-
gung des Sitzes oder der tatsdchlichen Verwaltung nach dem 24. Februar
2008 bereits in einer ausldndischen Kapitalgesellschaft oder Genossenschaft
vorhanden waren;

26 SR 642.21
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c. die an in- und ausléndische juristische Personen zuriickgezahlt werden, die
zu mindestens 10 Prozent am Grund- oder Stammkapital der leistenden Ge-
sellschaft beteiligt sind;

d. im Falle der Liquidation oder der Verlegung des Sitzes oder der tatsdchli-
chen Verwaltung der Kapitalgesellschaft oder Genossenschaft ins Ausland.

lquinquies Dje Gesellschaft hat die Reserven aus Kapitaleinlagen nach Absatz 1duater
Buchstaben a und b auf einem gesonderten Konto auszuweisen und der ESTV jede
Verdnderung auf diesem Konto zu melden.

Isexies Dije Absdtze 1ter—]quinquies gelten sinngemdss auch fiir Reserven aus Kapitalein-
lagen, die fiir die Ausgabe von Gratisaktien oder fiir Gratisnennwerterhdhungen
verwendet werden.

II

I Dieses Gesetz untersteht dem fakultativen Referendum.

2 Die Artikel 72227 Absatz 3 und 78g Absitze 1 und 2 des Bundesgesetzes vom
14. Dezember 199028 iiber die Harmonisierung der direkten Steuern der Kantone
und Gemeinden (Ziff. 3) treten am Tag nach dem Tag in Kraft, an dem feststeht:

a. dass gegen das Gesetz kein Referendum zustande gekommen ist; oder
b. das Gesetz in der Volksabstimmung angenommen worden ist.

3 Der Bundesrat bestimmt das Inkrafttreten der {ibrigen Bestimmungen.

Sténderat, 28. September 2018 Nationalrat, 28. September 2018
Die Prisidentin: Karin Keller-Sutter Der Prisident: Dominique de Buman
Die Sekretérin: Martina Buol Der Sekretér: Pierre-Hervé Freléchoz

Datum der Ver6ffentlichung: 9. Oktober 201829
Ablauf der Referendumsfrist: 17. Januar 2019

27 Siehe Fussnote zu Art. 72z
28 SR 642.14
29  BBI2018 6031

6046



		Schweizerische Bundeskanzlei, Kompetenzzentrum Amtliche Veröffentlichungen, info@bk.admin.ch
	2018-10-08T13:53:49+0200
	3003 Bern, Schweiz
	Bundesblatt. Massgebend ist die signierte elektronische Fassung.




